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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften über den Pfändungsschutz 
für Arbeitseinkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner Sitzung am 
5. Oktober 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Allein- Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße JO, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften über den Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur einheitlichen Re- 
gelung des Pfändungsschutzes für Arbeits- 
einkommen (LohnpfändungsV. 1940) vom 
30. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1431) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Arbeitseinkommen im Sinne 
dieser Verordnung sind die Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beam- 
ten, Arbeits- und Dienstlöhne, Ruhe- 
gelder und ähnliche nach dem einst- 
weiligen oder dauernden Ausscheiden 
aus dem Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnis gewährte fortlaufende Ein- 
künfte, ferner Hinterbliebenen- 
bezüge sowie sonstige Vergütungen 
für Dienstleistungen aller Art, die 
die Erwerbstätigkeit des Schuldners 
vollständig oder zu einem wesent- 
lichen Teil in Anspruch nehmen.“ 

2. § 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Bezüge, die ein Arbeitnehmer 
zum Ausgleich für Wettbewerbs- 
beschränkungen für die Zeit 
nach Beendigung seines Dienst- 
verhältnisses beanspruchen kann;“ 

3. § 3 Nrn. 3, 4 erhält folgende Fassung: 

„3. Aufwandsentschädigungen, Aus- 
lösungsgelder und sonstige so- 
ziale Zulagen für auswärtige Be- 
schäftigung, das Entgelt für 
selbstgestelltes Arbeitsmaterial 
und Gefahrenzulagen, soweit 
diese Bezüge den Rahmen des 
üblichen nicht übersteigen;“ 

„4. Weihnachtsvergütungen bis zum 
Betrage der Hälfte des monat- 
lichen Arbeitseinkommens, höch- 
stens aber bis zum Betrage von 
180 Deutsche Mark;“ 


4. a) § 3 Nrn. 6 und 7 wird aufgehoben. 

b) § 3 Nr. 8 wird Nr. 6. 

c) § 3 Nr. 9 wird Nr. 7. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Entscheidung unterliegt der so- 
fortigen Beschwerde.“ 

6. § 5 erhält folgende Fassung: 

„(1) Arbeitseinkommen unterliegt 
nicht der Pfändung bei Auszahlung 
für Monate oder Bruchteile von 

Monaten in Höhe von 

156 Deutsche Mark monatlich, 

bei Auszahlung für Wochen in Höhe 

von 36 Deutsche Mark 

wöchentlich, 

bei Auszahlung für Tage in Höhe 

von 6 Deutsche Mark 

täglich und, soweit es diese Beträge 
übersteigt, zu drei Zehntel des Mehr- 
betrags. 

(2) Gewährt der Schuldner seinem 
Ehegatten, einem früheren Ehe- 
gatten, einem Verwandten oder 
einem unehelichen Kind Unterhalt, 
so erhöht sich der unpfändbare Teil 
des Mehrbetrages für die erste Per- 
son, der Unterhalt gewährt wird, 
um weitere zwei Zehntel, mindestens 
um 36 Deutsche Mark monatlich 
(8,60 Deutsche Mark wöchentlich, 
1,40 Deutsche Mark täglich), höch- 
stens um 120 Deutsche Mark monat- 
lich (30 Deutsche Mark wöchentlich, 
5 Deutsche Mark täglich). Für jede 
weitere Person, der Unterhalt ge- 
währt wird, erhöht sich der un- 
pfändbare Teil des Mehrbetrages um 
ein weiteres Zehntel, mindestens um 
18 Deutsche Mark monatlich (4,30 
Deutsche Mark wöchentlich, 0,70 
Deutsche Mark täglich), höchstens 
um 60 Deutsche Mark monatlich 
(15 Deutsche Mark -wöchentlich, 
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2,50 Deutsche Mark täglich). Der 
hiernach unpfändbare Teil des Mehr- 
betrags darf jedoch neun Zehntel des 
Mehrbetrags bis zu 120 Deutsche 
Mark und acht Zehntel des weiteren 
Mehrbetrags nicht übersteigen.“ 

7. § 7 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Nicht mitzurechnen sind die nach 
§ 3 der Pfändung entzogenen 
Bezüge, ferner Beträge, die un- 
mittelbar auf Grund steuerrecht- 
licher oder sozialrechtlicher Vor- 
schriften zur Erfüllung gesetz- 
licher Verpflichtungen des Schuld- 
ners abzuführen sind. Diesen Be- 
trägen stehen gleich die auf den 
Auszahlungszeitraum entfallen- 
den Beträge, die der Schuldner 

a) nach den Vorschriften der 
Sozialversicherungsgesetze zur 
Weiterversicherung entrichtet 
oder 

b) an eine Ersatzkasse oder an 
ein Unternehmen der pri- 
vaten Krankenversicherung 
leistet, soweit sie den Rah- 
men des üblichen nicht über- 
steigen.“ 

8. Die Überschrift zum § 10 erhält folgende 
Fassung: 

„§ 10 Verschleiertes Arbeitseinkom- 
men“ 

9. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Vorschriften des § 27 des 
Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 191) blei- 
ben unberührt.“ 

10. Die §§ 12, 13, 14, 15, 16 werden auf- 
gehoben. 

Artikel 2 

Soweit in anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen verwiesen ist, die durch dieses 


Gesetz geändert werden, treten an ihre 
Stelle die entsprechenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes. 

Artikel 3 

(1) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ausgebrachte Pfändung, die nach den 
Pfändungsgrenzen des bisher geltenden 
Rechts bemessen worden ist, beschränkt oder 
erweitert sich hinsichtlich der vom nächst 
folgenden Fälligkeitszeitpunkt an zu be- 
wirkenden Leistungen auf die nach den 
neuen Vorschriften zulässige Höhe. Auf An- 
trag des Gläubigers oder des Schuldners hat 
das Vollstreckungsgericht oder die sonstige 
Vollstreckungsbehörde, die die Pfändung be- 
wirkt hat, den Pfändungsbeschluß entspre- 
chend zu berichtigen. Der Drittschuldner 
kann nach dem Inhalt des früheren Pfän- 
dungsbeschlusses mit befreiender Wirkung 
leisten, bis ihm der Berichtigungsbeschluß zu- 
gestellt wird. 

(2) Bei Beurteilung der Wirksamkeit 
rechtsgeschäftlicher Verfügungen, insbeson- 
dere Abtretungen des Arbeitseinkommens, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt 
sind, sind die Vorschriften dieses Gesetzes 
nur zugunsten des Schuldners anzuwenden. 
Der Drittschuldner kann jedoch auch in die- 
sem Falle an den durch die Verfügung des 
Schuldners Berechtigten nach Maßgabe der 
bisherigen Vorschriften so lange mit be- 
freiender Wirkung leisten, bis ihm eine ent- 
gegenstehende vollstreckbare gerichtliche 
Entscheidung zugestellt wird oder eine Ver- 
zichtserklärung des durch die Verfügung Be- 
rechtigten zugeht. 

Artikel 4 

Die Bekanntmachung zu § 7 Nr. 1 der 
Lohnpfändungsverordnung 1940 vom 2. Mai 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 238) tritt, soweit 
sie noch gilt, außer Kraft. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Das Vollstreckungsrecht, das in der Zivil- 
prozeßordnung und in dem Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 
kodifiziert war, ist seit der Wirtschaftskrise 
1930 durch verschiedene Vorschriften ergänzt 
worden. Diese Gesetzgebungsweise hat im 
Laufe der Zeit zu einer Unübersichtlichkeit 
geführt, so daß eine zusammenfassende Neu- 
ordnung erforderlich ist. Es ist beabsichtigt, 
das . Vollstreckungsnot recht im Gesetz- 
gebungswege zu bereinigen, Bestimmungen, 
die zeitbedingt waren, aufzuheben, Vor- 
schriften dagegen, die bleibenden Wert 
haben, als Dauerrecht in die Zivilprozeß- 
ordnung aufzunehmen. 

Die Lohnpfändungsverordnung 1940, die den 
Pfändungsschutz für Einkommen aus ab- 
hängiger Arbeit regelt, hat sich im wesent- 
lichen bewährt. Ihre Bestimmungen sollen in 
der Hauptsache beibehalten und in das 
Zwangsvollstreckungsrecht der Zivilprozeß- 
ordnung wieder eingegliedert werden. Dabei 
werden Änderungen grundsätzlicher Art not- 
wendig werden. 

Vor dieser Neuordnung des Vollstreckungs- 
rechts müssen jedoch die Bestimmungen der 
Lohnpfändungsverordnung über die Pfän- 
dungsgrenzen geändert werden. Die Frei- 
beträge des § 5 der Lohnpfändungsverord- 
nung entsprechen nicht mehr den gesteigerten 
Lebenshaltungskosten. Die Lohnerhöhungen 
der letzten Zeit, die der Anpassung an das 
geänderte Preisgefüge dienen sollten, sind — 
soweit Pfändungen vorliegen — nicht den 
Arbeitnehmern, sondern im wesentlichen den 
Pfändungsgläubigern allein zugute gekom- 
men. Die allgemein pfändungsfreien Beträge 
des § 5 der Lohnpfändungsverordnung müs- 
sen auch deswegen erhöht werden, weil die 
Beträge, die dem Schuldner bei der Pfändung 
wegen bevorrechtigter Unterhaltsansprüche 
gemäß § 6 als notwendiger Unterhalt zu be- 
lassen sind, vielfach die Pfändungsgrenze des 
§ 5 erreicht haben. Es widerspricht aber dem 
Sinne der Lohnpfändungsverordnung, wenn 
dem Schuldner im Falle des § 5 nur der not- 
wendige Unterhalt — wie bei § 6 — belassen 
wird. 

Die Änderung der Pfändungsgrenzen bei der 
Lohnpfändung ist daher vordringlich und 
kann nicht bis zur Bereinigung des Zwangs- 
vollstreckungsnotrechts aufgeschoben werden. 


2 . 

Die Freibeträge sind in der Weise erhöht 
worden, daß die bisherigen Beträge um 
20 v. H. heraufgesetzt sind. 

Die gesteigerten Lebenshaltungskosten fallen 
gerade dann ins Gewicht, wenn der Schuld- 
ner nicht allein steht, sondern zum Unter- 
halt verpflichtet ist. Es wird daher die Be- 
rechnung des pfändungsfreien Betrages nach 
§ 5 Absatz 2 noch dadurch geändert, daß sich 
der unpfändbare Teil des Arbeitseinkom- 
mens, der die absolute Pfändungsgrenze 
übersteigt, bei der ersten Person, der der 
Schuldner kraft Gesetzes Unterhalt gewährt, 
nicht wie bisher um ein Zehntel, sondern um 
zwei Zehntel erhöht. 

3. 

Die veränderten staatsrechtlichen Verhält- 
nisse berühren den Bestand mehrerer Vor- 
schriften der Lohnpfändungsverordnung. Es 
erscheint angebracht, auch diese Vorschriften 
neu zu fassen (vgl. nachstehend zu Nr. 3 a), 
Nr. 4, Nr. 5). 

4. 

Zu den Änderungen der Lohnpfändungsver- 
ordnung (Artikel 1) ist im einzelnen zu be- 
merken: 

Zu Nr. 3: 

a) Die bisher im § 3 Nr. 3 erteilte Ermächti- 
gung für den Reichsminister der Justiz, 
durch Verordnung weitere Bezüge für 
unpfändbar zu erklären, ist durch Ar- 
tikel 129 des Grundgesetzes erloschen. Es 
erübrigt sich, eine Ermächtigung, die den 
verfassungsrechtlichen Vorschriften ent- 
sprechen würde, neu zu begründen. Auch 
wird davon abgesehen, durch eine Ge- 
neralklausel außer den in Nr. 3 ausdrück- 
lich bezeichneten Bezügen weitere Zu- 
lagen für unpfändbar zu erklären. Viel- 
mehr soll jede etwa notwendig werdende 
Ergänzung der Nr. 3 dem Bundesgesetz- 
geber Vorbehalten bleiben. Die Unpfänd- 
barkeit ist nicht auf Erschwernis- oder 
Schmutzzulagen ausgedehnt worden, weil 
es zu schwierig ist, solche Zulagen den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechend 
vom Lohn abzugrenzen. 
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b) Die Erhöhung des pfändungsfreien Be- 
trages der Weihnachtsvergütungen in § 3 
Nr. 4 ergibt sich aus der oben — unter 2 
— genannten Begründung. 

Zu Nr. 4: 

§ 3 Nr. 6 ist durch Artikel III des Kontroll- 
ratsgesetzes Nr. 34 beseitigt. Seine Aufhebung 
dient der Klarstellung. 

§ 3 Nr. 7, der „Verstümmelungs- und Ver- 
wundetenzulagen und ähnliche Bezüge“ für 
unpfändbar erklärt, ist durch die in den 
§§ 67 bis 70 des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 20. Dezember 1950 (BGBl. S. 791) ge- 
troffene Regelung ersetzt. Da nach § 11 Ab- 
satz 4 der Lohnpfändungsverordnung die 
einschlägigen Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes unberührt bleiben, ist § 3 
Nr. 7 gegenstandslos. 

Zu Nr. 5: 

Die Neufassung des § 4 Absatz 3 Satz 2 be- 
rücksichtigt die veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse. 

Zu Nr. 6: 

Die Erhöhung des nach § 5 pfändungsfreien 
Betrages ergibt sich aus der oben — unter 2 
— gegebenen Begründung. 

Zu Nr. 7: 

Die in § 7 Nr. 1 Satz 2 dem Reichsminister 
der Justiz erteilte Ermächtigung, zu bestim- 
men, welche Beträge bei der Berechnung des 
pfändbaren Arbeitseinkommens nicht mit- 
zurechnen seien, ist durch Artikel 129 des 
Grundgesetzes erloschen. Die auf Grund des 


§ 7 Nr. 1 erlassene Bekanntmachung des 
früheren RJM vom 2. Mai 1941 (RGBl. I 
S. 238) ist inhaltlich, soweit sie noch gültig 
ist, in das Gesetz aufgenommen worden. Da- 
nach sind Beiträge, die der Schuldner an eine 
Ersatzkasse oder an ein Unternehmen der 
Privatkrankenversicherung leistet, nicht mit- 
zurechnen, soweit sie den Rahmen des üb- 
lichen dabei nicht übersteigen. Ferner ist be- 
stimmt worden, daß bei der Berechnung des 
pfändungsfreien Arbeitseinkommens die Bei- 
träge abzusetzen sind, die der Schuldner nach 
den Vorschriften der Sozialversicherungs- 
gesetze zur Weiterversicherung entrichtet. 

Zu Nr. 8: 

Die Änderung der Überschrift des § 10 trägt 
dem Umstand Rechnung, daß unter „mittel- 
barem Arbeitsverhältnis“ im Arbeitsrecht in- 
zwischen ein bestimmtes Rechtsverhältnis 
verstanden wird, das mit dem Tatbestand des 
§ 10 (Lohnschiebung usw.) nichts zu tun hat. 

Zu Artikel 2 und 3: 

Die Überleitungsvorschriften entsprechen § 12 
der Lohnpfändungsverordnung 1940. Für die 
Neufestsetzung der Pfändungsgrenze ist — 
entsprechend der Regelung des Artikels 7 Ab- 
satz 2 des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften der Zwangsvollstreckung vom 
24. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1070) — der 
nächst folgende Fälligkeitszeitpunkt für 
maßgeblich erklärt worden. 

Zu Artikel 4: 

Die Begründung ergibt sich aus den Ausfüh- 
rungen zu Artikel 1 Nr. 8. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über den Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen 


1. Schmutzzulagen und Erschwerniszulagen 
sind als unpfändbare Bezüge aufzuneh- 
men, da die innere Berechtigung zu den 
übrigen in § 3 Nr. 3 aufgezählten pfän- 
dungsfreien Zulagen nicht bestritten wer- 
den kann. 

2. Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4 a 
neu einzufügen: 


„Artikel 4 a 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Ber- 
lin, sobald es gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwen- 
dung dieses Gesetzes beschließt.“ 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den 
Entwurf keine Einwendungen. 



